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Arbeitsstandards in Handelsabkommen – 
ein Weg zu mehr Nachhaltigkeit? 
Der Fall Kolumbien zeigt Potential und Grenzen bilateraler Vertragsklauseln 
Evita Schmieg 

Ökologische und soziale Anliegen werden immer häufiger in Freihandelsabkommen 
verankert. Von Seiten der EU geschieht dies im Rahmen eines Dialogansatzes (»soft 
approach«); die USA wiederum setzen dabei auf die Drohung mit Handelssanktionen. 
Ein interessanter Fall in diesem Zusammenhang ist Kolumbien. Das Land hat Abkom-
men mit den USA, Kanada und der EU geschlossen, die von den jeweiligen Parlamenten 
erst ratifiziert wurden, als in den Verträgen auch festgeschrieben war, dass die Situa-
tion von Gewerkschaften und Arbeiterschaft zu verbessern sei. In den letzten Jahren 
war das Verhältnis von Handelspolitik, Nachhaltigkeit und Menschenrechten aber 
grundsätzlich umstritten. Die bislang gemachten Erfahrungen mit Arbeitsklauseln 
erlauben Schlussfolgerungen für die Ausgestaltung handelspolitischer Instrumente, 
auch jener der EU. Dabei bestätigt sich, wie wichtig Nachhaltigkeitsbestimmungen 
in Handelsabkommen und die Stärkung landesinterner Institutionen sind. 

 
Während der letzten Jahre wurde in Europa 
mit zunehmender Intensität darüber disku-
tiert, ob Bestimmungen zu Ökologie und 
Arbeitsstandards in Freihandelsabkommen 
(FHA) aufgenommen werden sollen, um so 
das Thema Nachhaltigkeit stärker zu veran-
kern. Die Europäische Kommission benann-
te in einem Optionenpapier von Juli 2017 
unterschiedliche Ziele, die sich damit ver-
folgen lassen: (1) die Umsetzung internatio-
naler Konventionen, (2) faire internationale 
Wettbewerbsbedingungen (»level playing 
field«) sowie (3) eine nachhaltige Ressour-
cennutzung. Zur Debatte steht nun, ob die 
EU ihren Dialogansatz in verbesserter Form 

weiterführen soll oder ob anzustreben 
wäre, Handelsabkommen mit Sanktions-
möglichkeiten auszustatten. 

Kolumbien ist ein interessantes Beispiel, 
weil das Thema Arbeit in wichtigen Han-
delsabkommen des Landes – mit den USA, 
der EU und Kanada – unterschiedlich ge-
regelt ist. Als Handelspartner Kolumbiens 
spielen die USA und die EU mit einem An-
teil von 29,5 Prozent (USA) bzw. 13,2 Pro-
zent (EU) eine wichtige ökonomische Rolle, 
Kanada mit 1,5 Prozent eine deutlich gerin-
gere. Welche Erfahrungen mit den betref-
fenden Arbeitsklauseln bislang vorliegen, 
soll im Folgenden untersucht werden. Die 
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Darstellung enthält auch Ergebnisse einer 
Feldforschung, die von der Autorin in Ko-
lumbien durchgeführt wurde und in deren 
Rahmen zahlreiche Interviews stattfanden. 

Arbeitsklauseln in den Abkommen 
Kolumbiens 
Das kolumbianisch-kanadische Freihandels-
abkommen von 2008 wurde im August 
2011 ergänzt durch ein bilaterales Abkom-
men zur Zusammenarbeit in Arbeitsfragen. 
Das FHA mit den USA von 2011 sieht einen 
Aktionsplan zu Arbeitsstandards vor. Dieser 
wurde notwendig, weil die Mehrheit des 
US-Kongresses das FHA erst ratifizieren 
wollte, nachdem Kolumbiens Regierung 
sich bereit erklärt hatte, das Problem der 
Attentate auf Gewerkschafter und der Straf-
losigkeit in diesem Kontext anzugehen. Das 
Abkommen mit der Europäischen Union 
von 2012 wiederum enthält, wie inzwischen 
bei allen FHA der EU üblich, ein umfassen-
des Kapitel zur nachhaltigen Entwicklung, 
das auch den Bereich Arbeit einschließt. Im 
Europäischen Parlament (EP) sowie in den 
Parlamenten der Mitgliedstaaten hielt man 
diese Vorgaben allerdings für zu schwach, 
vor allem angesichts der schwierigen Lage 
von Kolumbiens Gewerkschaften und wegen 
des Fehlens eines Sanktionsmechanismus. 
Das EP verabschiedete daher im Juni 2012 
eine Resolution, die ergänzend zum EU-
Kolumbien/Peru-Abkommen von den 
Handelspartnern »transparente und ver-
pflichtende Stufenpläne zu Menschenrech-
ten, Umwelt und Arbeitsrechten« fordert. 

Unterschiedliche Verankerung des Themas 
In der Hauptsache verlangen EU und Kana-
da von Kolumbien, die Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO) umzusetzen. Die Abkommen beider 
Länder mit Kolumbien sehen zugleich einen 
weiteren Informationsaustausch sowie 
einen Dialog zum Thema Arbeitsstandards 
vor, wobei das Kanada-Abkommen sehr viel 
konkretere Forderungen an die beteiligten 
Institutionen enthält. 

Der Aktionsplan nach dem US-Abkom-
men bezieht sich im Kern auf die IAO-Erklä-
rung über grundlegende Prinzipien und 
Rechte bei der Arbeit. Laut der amerikani-
schen Forscherin Kimberly Elliott lehnten 
die US-Verhandler den Vorschlag Kolum-
biens ab, sich auf die IAO-Kernarbeitsnor-
men zu beziehen – nicht alle davon wurden 
von den USA ratifiziert. Man fürchtete, da-
mit mehr Widerstand als Unterstützung im 
Kongress zu schaffen. Dennoch ist der mit 
Washington ausgehandelte Aktionsplan 
mit 37 konkreten Maßnahmen inhaltlich 
sehr viel detaillierter, als es die Abkommen 
Kanadas oder der EU sind. Einige Schlüssel-
elemente wurden sogar als Bedingung für 
das Inkrafttreten des Abkommens formu-
liert, so etwa die – 2011 erfolgte – Wieder-
einführung eines Arbeitsministeriums. 

Um den US-Aktionsplan kam eine inner-
kolumbianische Diskussion in Gang, die im 
Mai 2011 zu einem Drei-Parteien-Abkom-
men führte. Es aktualisierte eine Vereinba-
rung der kolumbianischen Regierung mit 
der Gewerkschaft CGT und dem Unterneh-
merverband ANDI aus dem Jahr 2006. Mit 
der Übereinkunft will man, so deren For-
mulierung, den Verpflichtungen aus dem 
US-Aktionsplan, dem Nachhaltigkeitskapi-
tel im FHA mit der EU und den Vorgaben 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
nachkommen. Die interne Debatte um 
dieses Abkommen dürfte die politische 
Verbindlichkeit der entsprechenden Forde-
rungen erheblich gestärkt haben. Dasselbe 
gilt für die Tatsache, dass das Thema auf 
höchster politischer Ebene diskutiert wur-
de; noch heute wird in Kolumbien der 
Aktionsplan – nach den amtierenden Präsi-
denten zur Zeit seiner Verabschiedung – 
als »Obama-Santos-Plan« bezeichnet. 

In seiner Resolution aus dem Jahr 2012 
fordert das Europäische Parlament einen 
Stufenplan von Kolumbien, der sich auf 
den US-Aktionsplan beziehen soll. Verlangt 
werden unter anderem Gewerkschafts-
freiheit, ein Ende der Behinderung gewerk-
schaftlicher Tätigkeit – einschließlich Ver-
bots die Gewerkschaften umgehender 
Gemeinschaftsverträge – sowie die Been-
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digung der Straflosigkeit für Morde an 
Gewerkschaftern. Die Resolution ist damit 
sehr viel konkreter als das Nachhaltigkeits-
kapitel des EU-Abkommens. Der Zivilgesell-
schaft misst man große Bedeutung für die 
Umsetzung des Abkommens bei; gefordert 
wird ein institutionalisierter Beschwerde-
mechanismus. Mitte 2012 kam das Papier 
jedoch zu spät, um noch einen Diskussions-
prozess auslösen zu können. Von kolumbia-
nischer Seite wurde auf konkrete Forderun-
gen (auch nach Beteiligung der Zivilgesell-
schaft) nicht mehr explizit eingegangen. 

Im Prozess seines OECD-Beitritts setzt 
Kolumbien einen Stufenplan um, der zu 
weiten Teilen mit dem US-Aktionsplan, den 
Forderungen Kanadas sowie jenen der EU 
bzw. des EP übereinstimmt. Die kolumbia-
nische Regierung misst dem Beitritt zur 
OECD hohe Priorität bei; sie betrachtet den 
Schritt als Ergänzung zum Friedensvertrag, 
mit dem 2016 der bewaffnete Konflikt in 
Kolumbien endete. Zugleich gilt die OECD-
Mitgliedschaft als Instrument zur Moderni-
sierung des Landes – auch weil man sich 
davon mehr ausländische Direktinvestitio-
nen verspricht. 

Überprüfungsverfahren 
Alle Abkommen sehen vor, dass überprüft 
wird, ob Kolumbien den gestellten Anfor-
derungen genügt. Dabei ist das System der 
USA am stärksten ausdifferenziert; es um-
fasst mehrmalige Regierungskonsultatio-
nen im Jahr sowie Gespräche und Kontrol-
len auch in den einzelnen Regionen Kolum-
biens. Auf ihrer Website berichtet die US-
Regierung jährlich über den Umsetzungs-
stand. Der Kongress wiederum verfolgt die 
Fortschritte durch häufige parlamentari-
sche Anfragen. Die US-Gewerkschaften sind 
im Nationalen Beratungsausschuss zur Um-
setzung von FHA vertreten; sie arbeiten 
dort aktiv mit und haben im Fall Kolum-
bien bereits eine Klage erhoben. 

Im Rahmen des EU-Abkommens wurden 
regelmäßig tagende Ausschüsse geschaffen, 
in denen die Vertragsparteien alle das Ab-
kommen betreffenden Fragen diskutieren; 

das Thema Arbeit wird im Unterausschuss 
Nachhaltige Entwicklung behandelt. 
Kolumbiens Regierung berichtet dort über 
Gesetzesänderungen; auf diesem Feld wur-
den bereits Fortschritte erzielt. Allerdings 
nimmt die EU-Kommission keine eigenen 
Prüfungen vor. Daher sind im europäisch-
kolumbianischen Verhältnis die Intensität 
der Diskussion über Arbeitsthemen und der 
politische Druck, tatsächlich Veränderun-
gen anzupacken, sehr viel geringer als im 
Rahmen des US-Prozesses. 

Sanktionsmechanismen 
Die einzelnen Abkommen geben sehr 
unterschiedliche Möglichkeiten vor, Sank-
tionen zu verhängen, falls gegen festgelegte 
Arbeitsbestimmungen verstoßen wird. Im 
US-Abkommen gilt der für Handelsmaßnah-
men vorgesehene Streitschlichtungsmecha-
nismus auch für das Arbeitskapitel. Verlet-
zungen der Arbeitsbestimmungen können 
so mit Handelssanktionen geahndet wer-
den. Die Übereinkunft mit Kanada erlaubt 
es, finanzielle Sanktionen zu verhängen. 
Das zuständige Gremium kann eine Buße 
von bis zu 15 Millionen US-Dollar pro Jahr 
festsetzen, wenn eine Vertragspartei ihren 
Verpflichtungen nicht nachkommt. Dies 
gilt, wenn sie eigene Arbeitsgesetze mangel-
haft umsetzt oder gegen fünf international 
anerkannte Prinzipien und Rechte der 
Arbeit verstößt und die betreffende Verfeh-
lung sich auf den Handel auswirkt. Die 
Strafzahlungen fließen in einen Fonds, aus 
dem Projekte auf dem Feld der Arbeit im 
beklagten Land finanziert werden. 

Das Abkommen mit der EU sieht für 
Streitfälle vor, eine Expertengruppe einzu-
berufen. Dieser können auch externe Sach-
verständige angehören, etwa von Seiten der 
IAO. Die Expertengruppe erstellt einen Be-
richt mit Empfehlungen, zu deren Erfül-
lung das beklagte Land einen Aktionsplan 
erarbeitet. Das Kapitel zur nachhaltigen 
Entwicklung ist aber explizit vom allgemei-
nen Streitschlichtungssystem des Abkom-
mens ausgenommen; Handelssanktionen 
oder finanzielle Sanktionen sind demnach 



SWP-Aktuell 19 
März 2018 

4 

nicht möglich. Damit folgt die EU ihrem 
traditionellen Dialogansatz. 

Fortschritte bei der Lage 
der Arbeiterschaft 
Für Handelspartner und OECD ist es mit er-
heblichen Problemen verbunden, näher zu 
bewerten, ob vereinbarte Reformschritte 
tatsächlich erfolgt sind. Dies soll im Folgen-
den anhand einiger zentraler Einzelthemen 
gezeigt werden. 

Arbeitsverwaltung und Arbeitsrecht 
Von Kolumbien wird verlangt, seine Arbeits-
verwaltung zu stärken, die »Informalität« 
in Beschäftigungsfragen (Schwarzarbeit, 
informelle Firmen und Arbeitsverträge) zu 
bekämpfen und das Arbeitsrecht effizient 
umzusetzen. Laut kolumbianischem 
Arbeitsministerium hat man dafür die Zahl 
der Arbeitsinspektoren seit 2010 mehr als 
verdoppelt und ihre Löhne angehoben. In 
der Folge habe sich seit 2014 auch die Höhe 
der Strafen verdoppelt, die für Verstöße 
gegen das Arbeitsrecht verhängt wurden. 
Das Trade Union Advisory Committee 
(TUAC), der gewerkschaftliche Beratungs-
ausschuss bei der OECD, macht indes gel-
tend, dass trotz der gestiegenen Zahl an 
Inspektoren weniger Überprüfungen von 
Unternehmen erfolgten, vor allem in länd-
lichen Gebieten. Nur 62 Prozent der Inspek-
toren nähmen tatsächlich Inspektionen vor. 
Und nach wie vor würden verhängte Stra-
fen meist nicht eingetrieben. Unternehmen 
könnten Widerspruch gegen die Buße ein-
legen, den Prozess verzögern und die Ver-
jährung nach fünf Jahren abwarten. Aus 
Sicht kolumbianischer Gewerkschaften 
zeigt sich daran die mangelnde Effizienz 
der Arbeitsverwaltung und der fehlende 
politische Wille zur Veränderung. 

Für die kolumbianische Regierung ist 
es eine gewaltige Herausforderung, die 
Arbeitsinspektion zu stärken. Während des 
jahrzehntelangen bewaffneten Konflikts 
waren Teile des Landes dem staatlichen 
Zugriff entzogen – was sich mit dem Frie-

densvertrag 2016 nicht schlagartig geän-
dert hat. Es fehlt die administrative, aber 
auch physische Infrastruktur, um staatliche 
Aufgaben effizient erfüllen zu können. Die 
USA haben ihren Aktionsplan daher von 
Anfang an mit einem Entwicklungsprojekt 
flankiert, das von der IAO betreut wird. Ein 
elektronisches Informationssystem soll den 
Rahmen zur Durchführung von Inspektio-
nen bilden und die Prüfungen dokumentie-
ren. Die Dauer von Inspektionen, die heute 
bei zwei bis drei Jahren liegt, soll damit auf 
sieben Monate sinken. 

Bisher erfolgten Inspektionen individuell 
auf lokaler Ebene; somit bestand weder 
Vergleichbarkeit noch Transparenz. Daher 
sind auch die kursierenden Zahlen über 
frühere Inspektionen nicht überprüfbar. 
Dies könnte erklären, warum es so scheint, 
dass heute trotz einer höheren Zahl an 
Inspektoren weniger Inspektionen statt-
finden. Das Informationssystem ist bis jetzt 
in Kolumbiens Departments und großen 
Städten eingeführt, nicht aber bei unteren 
Verwaltungen, zumal solchen ohne Inter-
netzugang. Eine zusätzliche Herausforde-
rung besteht darin, dass Strafen für Geset-
zesverstöße zwar vom Arbeitsministerium 
erlassen, aber vom Nationalen Ausbildungs-
wesen (Servicio Nacional de Aprendizaje, 
SENA) eingetrieben werden. Dessen Infor-
mationssystem ist mit dem neu etablierten 
der Arbeitsinspektion noch nicht verbun-
den. Dies soll sich bis Herbst 2018 ändern. 
Damit wird eine größere Transparenz ent-
stehen, die auch den Druck erhöhen könn-
te, Strafen tatsächlich einzutreiben. 

Gewerkschaften und Regierung bewer-
ten dieselben Fakten sehr unterschiedlich. 
Die Regierung verweist darauf, dass wich-
tige Prozesse in Gang gekommen seien. Da-
gegen sehen die Gewerkschaften nur dort 
echte Erfolge, wo sich die Situation der 
Arbeiterschaft tatsächlich verbessert; bloße 
institutionelle oder gesetzliche Verände-
rungen zählen für sie nicht. Dies gilt auch 
deshalb, weil es in Kolumbien eine traditio-
nelle Ankündigungskultur gibt – vielfach 
werden Verträge unterschrieben oder Geset-
ze erlassen, ohne je umgesetzt zu werden. 
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Kollektivverhandlungen und 
Gewerkschaftsfreiheit 
Sowohl im Bereich Kollektivverhandlungen 
als auch bei der Gewerkschaftsfreiheit gene-
rell werden von Kolumbien Veränderungen 
erwartet. Die Gewerkschaften erkennen an, 
dass ein 2017 geschlossenes Abkommen 
zwischen Regierung und den Gewerkschaf-
ten im öffentlichen Sektor für mehr als 
eine Million Beschäftigte eine Verbesserung 
brachte. Problematisch sei aber nach wie 
vor die Situation in privaten Unternehmen, 
wo die Praxis firmeninterner Gemein-
schaftsverträge – »pactos colectivos« – 
weiterbestehe. Die Bezeichnung Kollektiv-
abkommen ist hier irreführend, da sie im 
Deutschen die Konnotation von kollektiven 
Verhandlungen mit Gewerkschaften hat, 
was dem Sachverhalt in Kolumbien nicht 
entspricht. »Pactos colectivos« sind viel-
mehr Instrumente, die die Gewerkschafts-
freiheit untergraben, indem sie eine ge-
meinschaftliche Aktion nur vorgaukeln. 
Ein Interviewpartner umschrieb das Prob-
lem treffend mit der Formulierung »Weder 
ist es ein Vertrag, noch ist er kollektiv« 
(Ni es un pacto, ni es colectivo). In Wirklich-
keit gehe jeder Mitarbeiter einzeln zum 
Personalchef der betreffenden Firma und 
unterschreibe den »Kollektivvertrag«. 

Selbst wenn es bei der kolumbianischen 
Regierung den starken politischen Willen 
geben sollte, dieser Praxis Herr zu werden – 
es bleibt eine große Herausforderung, ein-
deutig zu definieren, wann es in einem 
Unternehmen wirklich eine freie Gewerk-
schaft gibt und wo dies nur so scheint. 
Nach Angaben der Nationalen Gewerk-
schaftsschule (Escuela Nacional Sindical, 
ENS) sind seit 2013 mehr als zweitausend 
neue gewerkschaftliche Organisationen 
gegründet worden. Um deren tatsächliche 
Rolle beurteilen zu können, muss man die 
jeweiligen Verträge und ihr Zustande-
kommen überprüfen. Die ENS kam zu dem 
Schluss, dass viele Kollektivverträge in 
Gewerkschaften umbenannt worden seien, 
die nicht den IAO-Kriterien entsprächen. 
Dies zeigt, dass die Partner von Freihandels-
abkommen – etwa Vertreter des US-Arbeits-

ministeriums – mit Kontrollen an Grenzen 
stoßen. Um etwaige Fortschritte wirklich 
einschätzen zu können, müssten sie tief in 
interne Daten und Prozesse einsteigen. 

Gewalt gegen Gewerkschafter 
Eine wichtige Forderung lautet, die noch 
immer existierende Gewalt gegen kolum-
bianische Gewerkschafter zu beenden, eben-
so die herrschende Straflosigkeit in diesem 
Zusammenhang. Zwar sank die Zahl der 
Morde an Gewerkschaftern seit 2010 um 
etwa die Hälfte (auf unter 20 pro Jahr); auch 
verweist die Regierung auf ein nationales 
Schutzprogramm, in dem sich 475 Gewerk-
schafter befänden (2016). Doch haben Fälle 
von Drohungen gegen Gewerkschafter und 
Akteure im Gewerkschaftsumfeld laut TUAC 
sogar zugenommen, von 118 Vorkommnis-
sen im Jahr 2015 auf 181 im Jahr darauf. 

Auch Straflosigkeit ist weiter ein Thema. 
Die Zahl der Verurteilungen ist laut Regie-
rung zwar gestiegen; doch weisen USA, 
Kanada und TUAC auf die anhaltend hohe 
Zahl von Fällen hin, in denen keine Bestra-
fung erfolge. Das Problem wird noch ver-
schärft durch die in Kolumbien nach fünf 
Jahrzehnten des bewaffneten Konflikts 
existierende Gewaltkultur. Auch gesell-
schaftliche Führungspersönlichkeiten, die 
sich für Indigene, den Umweltschutz oder 
soziale Anliegen engagieren, sind Ziel von 
Gewalt und Morddrohungen. 

Gesellschaftlicher Dialog 
Andere Erfolge der Handelsabkommen las-
sen sich leichter nachvollziehen. So tragen 
sie dazu bei, die Kultur des Stakeholder-
Dialogs und die Rolle der Zivilgesellschaft 
zu verändern. Das Abkommen mit der EU 
und – in besonderem Maße – die Resolution 
des Europäischen Parlaments verlangen, 
die Zivilgesellschaft der Partnerländer in-
tensiv an der Umsetzung des FHA zu betei-
ligen. Die kolumbianische Regierung hatte 
dafür den Ausschuss für Arbeitsfragen 
(Comisión Permanente de Concertación de 
Políticas Salariales y Laborales, CPCPSL) vor-
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gesehen. Es handelt sich dabei um einen 
Drei-Parteien-Ausschuss – analog zur Struk-
tur der IAO –, der die Regierung einschließt 
und von dieser vor allem genutzt wird, um 
die Zivilgesellschaft zu informieren. Die 
Debatten um die Handelsabkommen haben 
jedoch bewirkt, dass eine zusätzliche, von 
der Regierung unabhängige interne Konsul-
tationsgruppe (grupo consultivo interno) 
geschaffen wurde. Eine wichtige Rolle spiel-
te dabei vor allem der Dialog zwischen 
europäischen und kolumbianischen Ge-
werkschaften. Auf einem Treffen von Ver-
tretern der Zivilgesellschaft aus EU, Kolum-
bien, Peru und Ecuador in Lima wurde 
dann im November 2017 eine Resolution 
verabschiedet, die die Interessen der Zivil-
gesellschaft unterstreicht. Gefordert wurde 
unter anderem, Gesetze effektiv umzuset-
zen, die Zivilgesellschaft stärker zu betei-
ligen und eine Klagemöglichkeit für sie zu 
schaffen. 

Empfehlungen zum Thema Arbeit 
in Freihandelsabkommen 

Starke Rolle für Arbeitsstandards: 
Grundsätzlich können Arbeitsklauseln in 
FHA dabei helfen, die Lage von Arbeitneh-
mern zu verbessern. Im Jahr 2016 enthiel-
ten 76 FHA – von über 260 bei der Welt-
handelsorganisation notifizierten Abkom-
men – solche Bestimmungen. Wie sich 
diese Klauseln auswirken, wurde von der 
IAO in einer Studie untersucht. Eher wenig 
überraschend, wurden auf hochaggregier-
ter Ebene keine Folgen für den Arbeits-
markt festgestellt, abgesehen von einer 
Steigerung der Erwerbsquote. Doch zeigen 
Fallbeispiele, dass die Kombination von 
technischer Zusammenarbeit, Überprü-
fungsmechanismen und der Beteiligung 
gesellschaftlicher Gruppen dazu beige-
tragen hat, die Arbeitssituation in unter-
schiedlichen Sektoren zu verbessern. Dies 
ist auch die Erfahrung in Kolumbien, wie 
die Feldforschung vor Ort bestätigt. Etwa 
die Hälfte der Maßnahmen, die der US-
Aktionsplan für das Land vorsieht, sind 

mittlerweile umgesetzt. Sie betreffen zwar 
überwiegend Strukturen und Gesetze; zum 
Teil zeigen sich aber auch erste Erfolge in 
der Praxis. 

Mehr Hebel durch Konditionalität und 
(finanzielle) Sanktionen: Die USA haben 
gute Erfahrungen damit gemacht, den Ab-
schluss von Abkommen an Bedingungen zu 
knüpfen, also Konditionalität einzusetzen. 
Große, ökonomisch gewichtige Handels-
partner können dieses Instrument nutzen, 
damit international bereits vereinbarte 
Ziele erreicht werden. Die EU sollte daher 
künftig von Ländern, die dazu in der Lage 
sind, die Ratifizierung der Kernarbeits-
normen der IAO verlangen. 

Sanktionsmechanismen sollen den An-
reiz erhöhen, vereinbarte Regeln einzu-
halten – ob Letzteres dann tatsächlich ge-
schieht, ist allerdings unklar. Die USA sehen 
seit der Jahrtausendwende in vielen FHA 
die Möglichkeit von Handelssanktionen 
vor, auch um die Verletzung von Arbeits-
rechten zu ahnden. Allerdings existiert mit 
Guatemala bisher nur ein einziger Fall, den 
Washington bis in die letzten Instanzen der 
Streitschlichtung brachte, und er ist wenig 
ermutigend. Der Prozess dauerte insgesamt 
neun Jahre und war am Ende erfolglos. Das 
eingesetzte Panel kam zum Schluss, dass 
Guatemala zwar seine Arbeitsgesetze nicht 
ausreichend umsetze, der Fall aber nicht 
handelsrelevant sei und damit auch keine 
Sanktionen verhängt werden könnten. 

Ohnehin sind Handelssanktionen ein 
zweischneidiges Schwert. Weil sie Markt-
chancen reduzieren und dadurch womög-
lich Jobs verlorengehen, wird die Situation 
der Arbeitnehmerschaft eher verschlech-
tert. Dies trifft in der Regel Entwicklungs-
länder, die schwächeren Partner von Han-
delsabkommen. Ob man eine solche Wir-
kung als »erfolgreich« betrachtet, hängt von 
der Zielsetzung ab. Sollen Arbeitsklauseln 
ein »level playing field« schaffen und die 
eigenen Arbeitnehmer vor unfairem Wett-
bewerb schützen, könnten Handelssanktio-
nen durchaus entsprechende Resultate zei-
tigen. Aber das Instrument ist nicht geeig-



SWP-Aktuell 19 
März 2018 

7 

net, um die Arbeitssituation im Partnerland 
zu verbessern. Dies lässt sich eher durch 
finanzielle Sanktionen erreichen, vor allem 
wenn verhängte Geldbußen für Projekte 
genutzt werden, die der Arbeitnehmer-
schaft zugutekommen – wie dies etwa im 
Kanada-Kolumbien-Abkommen vorgesehen 
ist. Für Verstöße gegen Arbeitsstandards 
sollte die EU daher im Streitschlichtungs-
mechanismus der Nachhaltigkeitskapitel 
auch künftig keine Handelssanktionen, wohl 
aber finanzielle Sanktionen anstreben. 

Dialogmechanismen: Gesellschaftliche Ver-
änderung erfordert, dass Normen und Insti-
tutionen sich wandeln. Kolumbien etwa 
fehlt es an Übung in der Aushandlung von 
Kompromissen zwischen gesellschaftlichen 
Gruppen. Die Tatsache, dass Gewerkschaf-
ten keinen Einfluss auf die Regierungspoli-
tik nehmen (können), erleichtert es ihnen 
zugleich, extreme Positionen zu beziehen – 
wie die völlige Ablehnung von FHA. Echte 
Einflussnahme auf den politischen Prozess 
ist aber nur dann möglich, wenn es funktio-
nierende Institutionen für den Stakeholder-
Dialog gibt, ebenso praktische Erfahrung 
mit diesem Dialog sowie die Fähigkeit zum 
Kompromiss. Das EU-Abkommen und die 
EP-Resolution konnten in bescheidenem 
Maße dazu beitragen, den gesellschaft-
lichen Dialog in Kolumbien zu fördern. 

Die EU muss in ihren FHA weiter verlan-
gen, dass die Zivilgesellschaft in den Part-
nerländern auf organisierte Weise daran be-
teiligt wird, Handelsabkommen auszufor-
mulieren und umzusetzen. Ein wichtiges 
Instrument dafür wären Beschwerdemecha-
nismen für zivilgesellschaftliche Gruppen. 
Als Vorbild könnte ein OECD-Instrument 
dienen, nämlich die nationale Kontaktstelle 
für die OECD-Leitsätze für multinationale 
Unternehmen. Dies hätte den Vorteil, dass 
man ein plurilaterales Mittel nutzt und für 
den Dialog nicht einseitig nur die Vorstel-
lungen des stärkeren Handelspartners 
durchgesetzt werden. Auch wäre dann das 
Instrument der OECD bereits eingeführt, 
sollte das Partnerland daran interessiert 
sein, der Organisation beizutreten. 

Kohärenz der Forderungen: Die an das 
Partnerland gestellten Vorgaben müssen 
kohärent sein. Unterschiedliche bilaterale 
Handelsabkommen sollten nicht unter-
schiedliche Forderungen an die interne 
Politik des Landes richten. Vor allem bei 
großen Handelsakteuren besteht die Ge-
fahr, dass sie durch Abkommen ihre eige-
nen Arbeits- und Umweltstandards im 
schwächeren Partnerland durchsetzen wol-
len. Eine solche Konstellation kann vermie-
den werden, wenn sich die Anforderungen 
auf international vereinbarte Standards be-
ziehen. Die EU sollte sich daher im Bereich 
der Arbeitsstandards weiterhin auf Verein-
barungen unter dem Dach der IAO stützen. 

Erfahrungen der Entwicklungspolitik: 
Die Handelspartner sollten sich abstimmen 
und idealerweise einen multilateralen An-
satz verfolgen, wenn sie von ihrem Gegen-
über fordern, interne Politiken zu ändern. 
Partnerländer werden vor große Heraus-
forderungen gestellt, wenn sie – wie im 
Falle Kolumbiens – mit mehreren Seiten 
bilaterale Handelsverträge schließen, die 
unterschiedliche Vorgaben für politische 
Veränderungen und die dazugehörigen 
Überprüfungsmechanismen enthalten. 
Positiv war, dass sich im Falle Kolumbiens 
die Forderungen der Handelspartner über-
wiegend am US-Aktionsplan orientierten. 
Aber auch für Kolumbien vervielfacht sich 
der administrative Aufwand, der nötig ist, 
um die Vereinbarungen umzusetzen. Es 
entstehen parallele Berichtspflichten und 
Diskussionsprozesse; verschiedene Über-
prüfungsmissionen sind teils zeitgleich zu 
betreuen. Die oft schwachen Administra-
tionen in Entwicklungsländern drohen so 
überfordert zu werden. Daher ist es wich-
tig, dass die künftige Handelspolitik nicht 
jene Fehler wiederholt, welche die Entwick-
lungspolitik zu überwinden sucht. 

2005 haben die Geberländer die Paris-
Deklaration zur Wirksamkeit der Entwick-
lungszusammenarbeit verabschiedet. Im 
Kern war darin vorgesehen, dass die Part-
nerländer ihren jeweiligen Entwicklungs-
plan selbst definieren (Ownership), wäh-
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rend die Geber diesen unterstützen und 
zugleich ihre eigenen Verfahren koordinie-
ren und vereinfachen. Am Fall Kolumbiens 
lässt sich zeigen, was dies idealerweise ver-
langen würde: Man vereinbart gemeinsam 
die gleichen Reformschritte im Bereich der 
Arbeitsklauseln – basierend auf internatio-
nalen Vereinbarungen –, überprüft zusam-
men die erzielten Fortschritte und tauscht 
Informationen sowie Bewertungen aus. Am 
einfachsten wäre ein solches Vorgehen zu 
verwirklichen, wenn die Handelspartner 
auf die Kompetenzen internationaler Orga-
nisationen zurückgreifen und diesen bei 
der Umsetzung eine wichtige Rolle ein-
räumen – beim Thema Arbeit also der IAO. 

Kontrolle der Umsetzung: Politischer 
Druck, die Arbeitsklauseln tatsächlich um-
zusetzen, entsteht vor allem durch konkre-
te Forderungen und Vereinbarungen, bei 
denen man auch überprüft, ob sie erfüllt 
werden. Eine entsprechende Kontrolle ver-
langt von bilateralen Handelspartnern 
erheblichen administrativen und finanziel-
len Aufwand; dabei stoßen sie an Grenzen, 
wie weiter oben das Beispiel der Umsetzung 
von Gewerkschaftsrechten in Kolumbien 
zeigte. Effizienter ist daher ein gemeinsa-
mes, abgestimmtes Vorgehen der verschie-
denen Handelspartner. 

Kooperation der europäischen Institutio-
nen: Mit seiner Resolution von 2012 nutzte 
das EP die zusätzliche Macht, die ihm der 
Lissabon-Vertrag eingeräumt hatte. Die EU-
Kommission vertrat allerdings von Anfang 
an die Haltung, mit dem von ihr ausge-
handelten Kapitel zur Nachhaltigkeit sei 
das Thema – einschließlich Arbeit – ausrei-
chend berücksichtigt. Kommission bzw. 
Europäischer Auswärtiger Dienst (EAD) 
zeigten auch in der Folge wenig Interesse, 
sich mit den Inhalten der Resolution und 
des kolumbianischen Stufenplans auseinan-
derzusetzen – obwohl die Kommission in 
der Resolution aufgefordert wurde, Kolum-
bien bei der Umsetzung zu unterstützen 
und regelmäßig über Fortschritte zu berich-
ten. Die geringe Neigung von Kommission 

und EAD, proaktiv mit der Parlaments-
resolution umzugehen, ist bedauerlich. 
Europa nimmt damit in Kolumbien bei 
diesem wichtigen Thema nicht so viel 
Einfluss, wie es könnte. Zu wünschen ist, 
dass die EU-Institutionen künftig koope-
rativer handeln (und dabei natürlich die 
Arbeitsteilung zwischen Exekutive und 
Legislative beachten). 

Unterstützung für Partnerländer: Europa 
muss nachhaltige Veränderungen in Part-
nerländern finanziell und technisch unter-
stützen. Geringe administrative Kapazitä-
ten, mangelhafte Umsetzung von Gesetzen, 
schwache institutionelle Infrastruktur – all 
dies sind typische Entwicklungsprobleme, 
die eine effiziente Regierungsführung be-
einträchtigen. Oftmals bedarf es externer 
Unterstützung, damit weitreichende Refor-
men verwirklicht und gesetzliche Vorga-
ben, auch im Bereich Arbeit, konsequent 
implementiert werden können. Traditionell 
gefragt ist hier die Entwicklungspolitik. 
Wenn die Handelspolitik heute ebenfalls in 
interne Politikbereiche vorstößt, sollte sie 
auf die Instrumente der Entwicklungs-
politik zurückgreifen, um Reformprozesse 
zu begleiten und staatliche oder private 
Kapazitäten zu stärken. 

Nachhaltigkeit in Produktion und Konsum: 
Arbeitsklauseln in FHA sind nur eine 
»second best«-Lösung, weil der Außenhan-
del heute nicht nachhaltig ist. Das ist nicht 
der Fehler der Handelspolitik oder der be-
treffenden Abkommen, sondern die logi-
sche Konsequenz von Produktions- und 
Konsummustern, die auf Preisen basieren, 
welche nicht die wahren Kosten für die 
Gesellschaft widerspiegeln. Die internatio-
nalen Nachhaltigkeitsziele (Sustainable 
Development Goals) zeigen auf, wo Ver-
änderungen nötig wären. Das Ziel, lang-
fristig Produktion und Konsum nachhaltig 
zu gestalten, darf nicht aus den Augen 
verloren werden. 
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